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Niedersachsen 

  

1. Immatrikulations- 
 voraussetzungen 
 
 

§ 18 NHG1 Hochschulzugang 
(1) Zum Studium in einem grundständigen Studiengang ist berechtigt, wer über 
die entsprechende deutsche Hochschulzugangsberechtigung verfügt. Eine 
Hochschulzugangsberechtigung hat, wer 
1.  

a)  die allgemeine Hochschulreife, 
b)  die fachgebundene Hochschulreife, 
c)  die Fachhochschulreife, 
d)  eine von dem für die Schulen zuständigen Ministerium allgemein oder 

für bestimmte Studiengänge als gleichwertig anerkannte schulische 
Vorbildung oder 

2.  eine berufliche Vorbildung nach Absatz 4besitzt. 
(2) Die fachgebundene Hochschulreife berechtigt zum Studium in der 
entsprechenden Fachrichtung; zur Aufnahme eines Studiums in einer anderen 
Fachrichtung ist berechtigt, wer die hierfür erforderlichen Vorkenntnisse in einer 
von der Hochschule abzunehmenden Prüfung nachweist. Das Nähere regelt 
eine Ordnung. 
(3) Die Fachhochschulreife berechtigt zum Studium in jeder Fachrichtung an 
jeder Fachhochschule und zum Studium in der entsprechenden Fachrichtung an 
Universitäten und gleichgestellten Hochschulen. Die Universität oder 
gleichgestellte Hochschule kann auf der Grundlage der Akkreditierung der 
Studiengänge durch Ordnung bestimmen, dass die Fachhochschulreife oder die 
Fachhochschulreife mit gleichzeitigem Nachweis zusätzlicher 
studiengangsbezogener Kenntnisse und Fertigkeiten auch zur Aufnahme eines 
Bachelorstudiengangs in einer anderen Fachrichtung berechtigt. Studierende 
mit einer Zugangsberechtigung nach Satz 2 sind nach einem Studium von zwei 
Semestern, in dem sie die geforderten Leistungsnachweise erbracht haben, 
berechtigt, das Studium in einem Studiengang der gleichen Fachrichtung an 
einer anderen Universität oder gleichgestellten Hochschule fortzusetzen. 
(4) Eine Hochschulzugangsberechtigung für ein Studium in jeder Fachrichtung 
an jeder Hochschule aufgrund beruflicher Vorbildung besitzt, wer 
1.  eine Meisterprüfung abgelegt hat, 
2.  einen Bildungsgang zur staatlich geprüften Technikerin oder zum staatlich 

geprüften Techniker oder zur staatlich geprüften Betriebswirtin oder zum 
staatlich geprüften Betriebswirt abgeschlossen hat, 

3.  einen Fortbildungsabschluss auf Grundlage einer Fortbildungsordnung 
nach § 53 des Berufsbildungsgesetzes oder § 42 der Handwerksordnung 
oder von Fortbildungsprüfungsregelungen nach § 54 des 
Berufsbildungsgesetzes oder § 42f der Handwerksordnung besitzt, der auf 
einem mindestens 400 Unterrichtsstunden umfassenden Lehrgang beruht, 

4.  ein Befähigungszeugnis für den nautischen oder technischen Schiffsdienst 
nach der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung besitzt, das auf einem 
mindestens 400 Unterrichtsstunden umfassenden Lehrgang beruht, 

5.  einen Fachschulabschluss entsprechend der "Rahmenvereinbarung über 
Fachschulen" der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002 (Nds. 
MBl. 2010 S. 516) besitzt, oder 

6.  einen Abschluss aufgrund einer landesrechtlichen Fortbildungsregelung für 
Berufe im Gesundheitswesen oder für sozialpflegerische oder 
sozialpädagogische Berufe besitzt, der auf einem mindestens 400 
Unterrichtsstunden umfassenden Lehrgang beruht. 
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Eine Hochschulzugangsberechtigung für ein Studium in der entsprechenden 
Fachrichtung an jeder Hochschule aufgrund beruflicher Vorbildung besitzt, 
wer 

1.  nach Abschluss einer durch Bundes- oder Landesrecht geregelten 
mindestens dreijährigen Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf in einem dem angestrebten Studiengang fachlich nahe 
stehenden Bereich diesen Beruf mindestens drei Jahre lang, als 
Stipendiatin oder Stipendiat des Aufstiegsstipendienprogramms des 
Bundes mindestens zwei Jahre lang, ausgeübt hat, 

2.  eine andere von der Hochschule studiengangsbezogen als gleichwertig 
festgestellte Vorbildung hat oder 

3.  nach beruflicher Vorbildung eine fachbezogene 
Hochschulzugangsberechtigung durch Prüfung erworben hat. 

Das für die Schulen zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Verordnung 
die Kriterien für die Gleichwertigkeitsfeststellung nach Satz 2 Nr. 2 festzulegen 
sowie die Gleichwertigkeit bestimmter formaler Vorbildungen allgemein 
festzustellen. Die Hochschule wird ermächtigt, durch Ordnung zu regeln, dass 
die Hochschule aufgrund in der beruflichen Bildung, im Beruf oder in der 
Weiterbildung erworbener Kompetenzen eine studiengangsbezogene 
Hochschulzugangsberechtigung feststellen kann. Studierende mit einer 
Zugangsberechtigung nach Satz 4 sind nach einem Studium von zwei 
Semestern, in dem sie die geforderten Leistungsnachweise erbracht haben, 
berechtigt, das Studium in einem Studiengang der gleichen Fachrichtung an 
einer anderen Hochschule fortzusetzen. 6Satz 5 gilt entsprechend für 
Studierende, die aufgrund einer Regelung eines anderen Landes über eine 
Zugangsberechtigung nach beruflicher Vorbildung verfügen, die nicht die 
Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 erfüllt. 
(5) Zum Studium in einem künstlerischen oder künstlerisch-wissenschaftlichen 
Studiengang ist berechtigt, wer die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 
erfüllt und eine besondere künstlerische Befähigung nachweist; das Erfüllen der 
Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 kann durch den Nachweis einer 
überragenden künstlerischen Befähigung ersetzt werden. Das Nähere regelt 
eine Ordnung. 
(6) Die Hochschule kann über die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 
hinaus für bestimmte Studiengänge den Nachweis einer praktischen 
Ausbildung, bestimmter berufsbezogener Kenntnisse und Fertigkeiten, 
besonderer fremdsprachlicher Kenntnisse oder den Nachweis eines dem 
Studiengang fachlich entsprechenden Ausbildungsverhältnisses verlangen; sie 
kann zulassen, dass einzelne dieser Zugangsvoraussetzungen während des 
Studiums nachgeholt werden. Die Hochschule kann Studien- oder 
Prüfungsleistungen, die im Rahmen eines anderen Studienganges erbracht 
wurden, anstelle von Voraussetzungen nach Satz 1 berücksichtigen. Das 
Nähere regelt eine Ordnung. 
(7) Wer an einer deutschen Hochschule eine Vor- oder Zwischenprüfung 
bestanden hat, ist berechtigt, das Studium in einem Studiengang der gleichen 
Fachrichtung mit dem gleichen Abschluss an einer anderen Hochschule 
fortzusetzen. 
(8) Die Zugangsberechtigung zu weiterführenden Studiengängen und 
Masterstudiengängen hat, wer einen Bachelorabschluss oder einen 
gleichwertigen Abschluss besitzt und 
1.  bei beabsichtigter Aufnahme eines konsekutiven Masterstudiengangs ein 

fachlich hierfür geeignetes, vorangegangenes Studium oder 
2.  bei beabsichtigter Aufnahme eines weiterbildenden Masterstudiengangs 

eine qualifizierte berufspraktische Erfahrung von in der Regel nicht unter 
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einem Jahr nachweisen kann. Eine Person ist vorläufig zugangsberechtigt, 
wenn ihr für den Bachelorabschluss oder den gleichwertigen Abschluss 
noch einzelne Prüfungsleistungen fehlen, aber aufgrund des bisherigen 
Studienverlaufs, insbesondere der bislang vorliegenden 
Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, dass sie den Abschluss spätestens bis 
zum Ende des ersten Semesters des Masterstudiengangs oder des 
weiterführenden Studiengangs erlangen wird; das Zeugnis ist innerhalb 
einer von der Hochschule festzusetzenden Frist vorzulegen. Das Nähere, 
insbesondere zur Feststellung der fachlichen Eignung eines 
vorangegangenen Studiums, regelt eine Ordnung. 

(9) Der erfolgreiche Abschluss eines Hochschulstudiums berechtigt zur 
Aufnahme eines Studiums in allen Fachrichtungen; die besonderen 
Zugangsvoraussetzungen nach den Absätzen 5 bis 8 bleiben unberührt. Ist eine 
Zulassung zum Studium nach Absatz 5 Satz 1 Halbsatz 2 erfolgt, so ist die 
Aufnahme eines Studiums in einer anderen Fachrichtung nur möglich, wenn die 
hierfür erforderlichen Vorkenntnisse durch eine Prüfung nach Absatz 2 Satz 1 
Halbsatz 2 nachgewiesen werden. 
(10) Zum Studium ist auch berechtigt, wer Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes, nach Rechtsvorschriften Deutschen gleichgestellt oder 
Staatsangehöriger eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union ist 
und eine von der Hochschule festgestellte, der deutschen 
Hochschulzugangsberechtigung gleichwertige ausländische Bildung sowie die 
für das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse besitzt. Für die übrigen 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit ausländischem 
Bildungsnachweis entscheidet die Hochschule bei Vorliegen der 
Voraussetzungen nach Satz 1 über den Zugang nach Maßgabe einer Ordnung; 
für die Feststellung der Zugangsvoraussetzungen kann die Erhebung von 
Gebühren vorgesehen werden. 
(11) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, deren ausländische 
Bildungsnachweise nicht als gleichwertig anzusehen sind, erlangen die 
Hochschulzugangsberechtigung durch die Prüfung an einem Studienkolleg (§ 3 
Abs. 9), in der nachzuweisen ist, dass sie einen Bildungsstand besitzen, der 
einer Voraussetzung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 entspricht. Die Hochschule, an 
der das Studienkolleg eingerichtet ist, regelt durch Ordnung des Präsidiums die 
Zulassung zum Studienkolleg, die Rechtsstellung der Kollegiatinnen und 
Kollegiaten, die Organisation und Benutzung des Studienkollegs sowie die 
Erhebung von Gebühren. Das für die Schulen zuständige Ministerium regelt 
durch Verordnung im Einvernehmen mit dem Fachministerium die 
Prüfungsanforderungen und das -verfahren. 
(12) Das für die Schulen zuständige Ministerium kann die Zuständigkeit für die 
Anerkennung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. d auf eine nachgeordnete 
Behörde übertragen. 
(13) Das für die Schulen zuständige Ministerium wird ermächtigt, für die 
Prüfungen nach Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 durch Verordnung die 
Zulassungsvoraussetzungen und das Zulassungsverfahren, den Prüfungsinhalt 
und das Prüfungsverfahren, die Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse 
sowie die Erhebung von Gebühren zu regeln. Die Prüfung besteht aus einem 
allgemeinen Teil und einem besonderen Teil. Die Hochschule ist zur Mitwirkung 
bei der Abnahme des besonderen Teils der Prüfung nach Maßgabe der 
Verordnung nach Satz 1 verpflichtet. In der Verordnung nach Satz 1 kann die 
Betreuung einer erziehungs- oder pflegebedürftigen Person der beruflichen 
Vorbildung nach Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 gleichgestellt werden. 
(14) Die Ordnungen nach dieser Vorschrift bedürfen der Genehmigung. 
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§ 19 NHG Einschreibung, Rückmeldung und Exmatrikulation 
(1) Hochschulzugangsberechtigte werden auf ihren Antrag in einen oder 
mehrere Studiengänge und in der Regel nur an einer Hochschule 
eingeschrieben; § 9 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt. In zulassungsbeschränkten 
Studiengängen setzt die Einschreibung die Zulassung voraus. Bei der 
Norddeutschen Hochschule für Rechtspflege erfolgt die Einschreibung ohne 
Antrag durch Feststellung der Hochschule, sofern laufbahnrechtliche 
Regelungen ein Studium vorsehen. 
(2) Für geeignete Studiengänge kann die Hochschule eine Einschreibung oder 
Rückmeldung für ein Teilzeitstudium zulassen. Die Hochschule legt fest, welcher 
Anteil der in der Prüfungsordnung vorgesehenen Leistungspunkte im 
Teilzeitstudium je Semester oder Trimester höchstens erworben werden kann. 
(3) Die Hochschule kann in besonderen Ausnahmefällen in nicht 
zulassungsbeschränkten Studiengängen Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber einschreiben, die keine Hochschulzugangsberechtigung 
haben, aber eine entsprechende wissenschaftliche Befähigung nachweisen. 
Durch Ordnung kann bestimmt werden, dass die Berechtigung zur nicht 
befristeten Einschreibung ein erfolgreiches Studium von zwei Semestern 
voraussetzt. Die Sätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, wenn in 
zulassungsbeschränkten Studiengängen nach Abschluss des 
Vergabeverfahrens noch Studienplätze zur Verfügung stehen. 
(4) Schülerinnen und Schüler, die von der Schule und der Hochschule 
einvernehmlich als überdurchschnittlich begabt beurteilt werden, können vor 
Aufnahme eines Studiums als Frühstudierende eingeschrieben werden. 
Frühstudierende sind von der Zahlung der Abgaben und Entgelte nach diesem 
Gesetz befreit. Sie erhalten mit der Einschreibung das Recht, an 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen teilzunehmen; sie werden abweichend von 
§ 16 Abs. 1 Satz 1 nicht Mitglieder der Hochschule. Erbrachte 
Leistungsnachweise sind bei einem späteren Studium anzuerkennen. 
(5) Der Antrag auf Einschreibung kann abgelehnt werden, wenn die oder der 
Hochschulzugangsberechtigte 
1.  Verfahrensvorschriften nicht eingehalten hat, 
2.  an einer Krankheit im Sinne des § 34 Abs. 1 des Infektionsschutzgesetzes 

leidet oder bei Verdacht einer solchen Krankheit ein gefordertes 
amtsärztliches Zeugnis nicht beibringt, oder 

3.  wegen einer Straftat gegen das Leben, die sexuelle Selbstbestimmung, die 
körperliche Unversehrtheit oder die persönliche Freiheit rechtskräftig 
verurteilt wurde, die Tat und die Verurteilung einem Verwertungsverbot 
noch nicht unterfällt und nach der Art der begangenen Straftat eine 
Gefährdung oder Störung des Studienbetriebes zu besorgen ist. 

Die Einschreibung ist abzulehnen, wenn die Zahlung der fälligen Abgaben und 
Entgelte nicht nachgewiesen ist oder in dem gewählten Studiengang eine 
Prüfung endgültig nicht bestanden wurde. Die Rückmeldung setzt den Nachweis 
voraus, dass die fälligen Abgaben und Entgelte gezahlt sind. 
(6) Die Exmatrikulation kann erfolgen, wenn Tatsachen bekannt werden oder 
eintreten, die die Ablehnung der Einschreibung gerechtfertigt hätten. Die 
Exmatrikulation hat zu erfolgen, wenn 
1.  die oder der Studierende dies beantragt oder 
2. 

a)  eine Abschlussprüfung bestanden, 
b)  eine Prüfung endgültig nicht bestanden oder 
c)  in einem Studiengang mit Zulassungsbeschränkungen die Rücknahme 

des Zulassungsbescheides unanfechtbar oder sofort vollziehbar ist 
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und die oder der Studierende in keinem weiteren Studiengang 
eingeschrieben ist. 

Exmatrikuliert ist 
1.  zum Ende des Semesters, wer sich nach Mahnung unter Fristsetzung mit 

Androhung der Exmatrikulation nicht innerhalb der Frist rückmeldet oder 
fällige Abgaben oder Entgelte nicht innerhalb der Frist bezahlt, oder 

2.  mit Fristablauf, wer im Fall des § 18 Abs. 8 Satz 2 Halbsatz 2 das Zeugnis 
nicht innerhalb der von der Hochschule festgesetzten Frist vorlegt und die 
fehlende Vorlage zu vertreten hat. 

Beantragt die oder der Studierende die Exmatrikulation vor oder innerhalb eines 
Monats nach dem Vorlesungsbeginn, so sind geleistete Abgaben und Entgelte 
zu erstatten. Die oder der Studierende hat körperliche Gegenstände, mit denen 
sie oder er geldwerte Vorteile erlangen kann, insbesondere das Semesterticket 
und den Studierendenausweis, herauszugeben. 
(7) Das Nähere regelt eine Ordnung. 
(8) Die hochschulexternen Prüfungsämter übermitteln den Hochschulen die für 
die Feststellung der Voraussetzungen einer Exmatrikulation erforderlichen 
personenbezogenen Daten. 
 
Artikel 5 HochschulzulassungsStV2 Aufgaben im Zentralen 

Vergabeverfahren 
(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Aufgabe 
1.  Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen in 

Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 
1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und, soweit die 
Stiftung zuständig ist, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu vergeben, 

2.  die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlverfahren nach Artikel 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 und, soweit die Hochschulen 
zuständig sind, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu unterstützen, 

3.  für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungszahlen zu 
sorgen. 

(2) Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für ausländische 
Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind. 
Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 
Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 
 
Artikel 9 HochschulzulassungsStV Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung 
stehenden Studienplätze vorzubehalten für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 

Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium). 

Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapazität nach 
Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine 
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sonstige Studienberechtigung verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote 
nicht gebildet, erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10. 
(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort 
gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu 
stellen. Daneben kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für 
die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der 
Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der 
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. Nicht in 
Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden 
nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben. 
(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale 
und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 
(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für 
ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 
(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden nach Maßgabe 
des Landesrechts nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang 
und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt. 
(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und Satz 2 
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen werden; Absatz 1 
Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Satz 
2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach 
Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 
Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
 
Artikel 10 HochschulzulassungsStV Hauptquoten 
(1) Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 
8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden Studienplätze an jeder 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vergeben: 
1.  zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der 

Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 2, 
3.  im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 3. 
Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten innerhalb 
eines Landes und im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der 
jeweiligen Anforderungen und Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 
Solange deren annähernde Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder 
untereinander nicht gewährleistet ist, erfolgt ein entsprechender Ausgleich bei 
der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von 
Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten. Die Quote eines 
Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studiengänge 
(Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder 
Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um 
dreißig Prozent erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur 
Personen berücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die 
von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist. 
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(2) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des Landesrechts insbesondere 
1.  nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, 

die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte 
Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

3.  nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

4.  nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außerschulischen 
Leistungen oder außerschulischen Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten 
werden nicht berücksichtigt. Durch Landesrecht kann der Kriterienkatalog nach 
Satz 1 eingeschränkt werden. 
(3) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
insbesondere 
1.  nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 

a.  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 
Studium (Note und Punkte), 

b.  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft geben; 

2.  nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 
a.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b.  Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 

der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt 
werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium 
und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

d.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Studiengang Medizin ist 
zusätzlich mindestens ein weiteres schulnotenunabhängiges Kriterium zu 
berücksichtigen. Mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich 
zu gewichten. In die Auswahlentscheidung fließt mindestens ein 
fachspezifischer Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein. 
(4) Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 
Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. Im Umfang von bis zu 
15 Prozent der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht 
abweichend von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in einer 
Unterquote nach Satz 1 ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 verwendet werden. 
(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, 
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie 
müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den 
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten 
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gewährleisten. Wird ein Kriterium als einziges Kriterium verwendet, muss es 
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich 
typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren nach 
den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
begrenzt werden; eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur 
für einen hinreichend beschränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu 
vergebenden Studienplätze und nur zur Durchführung aufwändiger 
individualisierter Auswahlverfahren erfolgen. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Ranggleichheit, wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 
angehört. Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch 
das jeweilige Landesrecht. 
(8) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 und danach die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. Durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 
2 und 3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt werden. Bewerberinnen und 
Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben 
oder eine Zulassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an weiteren 
Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen. 
(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 
werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 
 
§ 5 NHZG3 Studienplatzvergabe bei örtlichen Zulassungsbeschränkungen 
(1) In Studien- oder Teilstudiengängen mit örtlichen Zulassungsbeschränkungen 
wird, sofern es sich nicht um einen weiterführenden Studiengang handelt, bei 
der Zulassung für das erste Fachsemester oder für den ersten Studienabschnitt 
ein Auswahlverfahren durchgeführt. 
(2) In dem Auswahlverfahren nach Absatz 1 gelten Artikel 8 Abs. 3 und Artikel 9 
des Staatsvertrages nach Maßgabe der Absätze 3 bis 5 entsprechend. 
(3) In künstlerischen oder künstlerisch-wissenschaftlichen Studiengängen wird 
lediglich eine Vorabquote nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Staatsvertrages 
gebildet. Bei Studiengängen, die in Kooperation mit einer ausländischen 
Hochschule durchgeführt werden, kann die Vorabquote nach Artikel 9 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 des Staatsvertrages bis zur Hälfte der Studienplätze betragen; das 
Nähere bestimmen die Hochschulen durch Ordnung, die der Genehmigung des 
für die Hochschulen zuständigen Ministeriums (Fachministeriums) bedarf. Die 
Vorabquote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 
2 des Staatsvertrages wird gebildet entsprechend dem Anteil der Angehörigen 
der in 5 18 Abs. 4 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG) genannten 
Bewerbergruppen an der Gesamtzahl aller Bewerberinnen und Bewerber für 
den betreffenden Studien- oder Teilstudiengang, beträgt jedoch höchstens 10 
vom Hundert der zur Verfügung stehenden Studienplätze; dies gilt auch, soweit 
durch die Bildung dieser Vorabquote unter Berücksichtigung der übrigen 
Vorabquoten der Anteil der nach Artikel 9 des Staatsvertrages vergebenen 
Studienplätze 20 vom Hundert der zur Verfügung stehenden Studienplätze 
überschreitet. 
(4) Für die Auswahlentscheidung innerhalb der Vorabquote nach Artikel 9 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 des Staatsvertrages gelten Absatz 7 Sätze 1 und 2 Halbsatz 2 
sowie Absatz 8 entsprechend. Besondere Umstände, die für ein Studium an 
einer deutschen Hochschule sprechen, können berücksichtigt werden. Als ein 
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solcher Umstand ist insbesondere anzusehen, wenn die Bewerberin oder der 
Bewerber 
1.  von einer deutschen Einrichtung zur Förderung begabter Studierender für 

ein Studium ein Stipendium erhält, 
2.  eine Prüfung nach § 18 Abs. 11 Satz 1 NHG an einem Studienkolleg 

abgelegt hat, 
3.  in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht genießt, 
4.  aus einem Land kommt, in dem es keine Ausbildungsstätten für den 

betreffenden Studiengang gibt, oder 
5.  einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland angehört. 
Verpflichtungen aufgrund zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu 
berücksichtigen. 
(5) Die Hochschule kann bestimmen, dass auch 
1.  die Studienplätze der Vorabquote nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des 

Staatsvertrages abweichend von Artikel 9 Abs. 4 des Staatsvertrages und 
2.  die Studienplätze der Vorabquote nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 2 des 

Staatsvertrages in Verbindung mit Absatz 3 Satz 3 
nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden 
Auswahlverfahrens vergeben werden; in diesem Fall gelten Absatz 7 Satz 1 und 
Absatz 8 Satz 1 entsprechend. Erfolgt eine Beschränkung der Zahl der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einem Auswahlgespräch oder an einer 
schriftlichen Aufsichtsarbeit, so richtet sich die Vorauswahl für die Teilnahme 
nach Absatz 7 Satz 1 Nr. 1 oder 2; die Kriterien nach Absatz 7 Satz 1 Nr. 2 
Buchst. b, c und g dürfen dabei nicht angewandt werden. 
(6) Die nach Abzug der Studienplätze nach den Absätzen 2 bis 5 verbleibenden 
Studienplätze werden 
1.  zu 80 bis 90 vom Hundert nach dem Ergebnis eines von den Hochschulen 

durchzuführenden Auswahlverfahrens (Absätze 7 bis 9) und 
2.  im Übrigen nach der Dauer der Zeit seit dem Erwerb der für den gewählten 

Studiengang einschlägigen Hochschulzugangsberechtigung (Wartezeit) 
(Absatz 10) 

vergeben. Nicht besetzte Studienplätze nach den Absätzen 2 bis 5 werden in 
der Quote nach Satz 1 Nr. 1 vergeben. Für die Vergabe der verbleibenden 
Studienplätze in künstlerischen und künstlerisch-wissenschaftlichen 
Studiengängen gilt Absatz 11. 
(7) Die Auswahlentscheidung der Hochschule nach Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 ist zu 
treffen 
1.  nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 

Studium (Durchschnittsnote oder Punktzahl) oder 
2.  nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung in Kombination mit 

einem oder mehreren der folgenden Kriterien: 
a)  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b)  Ergebnis eines Auswahlgesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, 

die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung für das 
gewählte Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c)  Ergebnis einer schriftlichen Aufsichtsarbeit, in der durch die bisherigen 
Abschlüsse nicht ausgewiesene Fähigkeiten und Kenntnisse 
nachgewiesen werden können, die Aufschluss über die Eignung der 
Bewerberinnen und Bewerber für das gewählte Studium und den 
angestrebten Beruf geben, 

d)  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische Eignung Auskunft gibt, 
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e)  Art einer Berufstätigkeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die 
über die fachspezifische Eignung Auskunft gibt, 

f)  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben, 

g)  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft geben, 

oder 
3.  nach einer Kombination des Kriteriums nach Nummer 2 Buchst. a mit 

mindestens einem Kriterium nach Nummer 2 Buchst. b bis f. 
Mindestens 50 vom Hundert der nach Abzug der Studienplätze nach den 
Absätzen 2 bis 5 verbleibenden Studienplätze sind nach Satz 1 Nr. 2 zu 
vergeben; dabei muss dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung 
erhebliche Bedeutung für die Auswahlentscheidung zukommen. Höchstens 20 
vom Hundert der nach Abzug der Studienplätze nach den Absätzen 2 bis 5 
verbleibenden Studienplätze dürfen nach Satz 1 Nr. 3 vergeben werden. Die 
Kriterien nach Satz 1 sind jeweils in standardisierter, strukturierter und 
qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie müssen in ihrer 
Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und eine 
sich typischerweise anschließende Berufstätigkeit gewährleisten. Wird ein 
Kriterium als einziges Kriterium verwendet, so muss es eine hinreichende 
Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich typischerweise 
anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(8) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einem Auswahlgespräch 
(Absatz 7 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b) oder an einer schriftlichen Aufsichtsarbeit 
(Absatz 7 Satz 1 Nr. 2 Buchst. 0) kann bis auf das Zweifache der Zahl der 
hiernach zu vergebenden Studienplätze beschränkt werden. Die Vorauswahl für 
die Teilnahme richtet sich nach Absatz 7 Satz 1. 
(9) Besteht in den Fällen des Absatzes 6 Satz 1 Nr. 1 Ranggleichheit, so wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Abs. 3 Satz 1 des 
Staatsvertrages angehört. Besteht danach noch Ranggleichheit, so entscheidet 
das Los. 
(10) Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule nach Absatz 6 Satz 1 Nr. 2 
wird die Wartezeit mit nicht mehr als sieben Semestern berücksichtigt. 
(11) In künstlerischen oder künstlerisch-wissenschaftlichen Studiengängen 
werden abweichend von Absatz 6 Sätze 1 und 2 alle nach Abzug der 
Studienplätze nach den Absätzen 2 bis 5 verbleibenden Studienplätze nach 
dem Ergebnis eines Verfahrens zum Nachweis der besonderen künstlerischen 
Befähigung (§ 18 Abs. 5 Satz 1 NHG) vergeben. In künstlerisch-
wissenschaftlichen Studiengängen kann das Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung zusätzlich berücksichtigt werden. 
(12) Sind Studienplätze in einem Auswahlverfahren frei geblieben oder nach 
Verfahrensschluss zusätzlich bereitgestellt werden, so werden sie nach dem 
Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung oder in einem Losverfahren 
vergeben. 
 
§ 6 NHZG Zulassung für höhere Semester 
(1) Die freien Studienplätze in einem höheren, zulassungsbeschränkten 
Semester werden in nachstehender Reihenfolge an Bewerberinnen und 
Bewerber vergeben, 
1.  für die eine Ablehnung der Zulassung aus Gründen, die in ihrer Person 

liegen, eine besondere Härte bedeuten würde, 
2.  die im gleichen Studiengang 
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a)  im zentralen Vergabeverfahren für einen Vollstudienplatz zugelassen 
sind und bereits an dieser Hochschule für einen Teilstudienplatz 
eingeschrieben sind oder waren, 

b)  bereits an dieser Hochschule für einen Teilstudienplatz eingeschrieben 
sind oder waren, 

c)  an einer anderen deutschen Hochschule, einer Hochschule eines 
anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum eingeschrieben sind oder waren, 

d)  mit deutscher Staatsangehörigkeit oder zulassungsrechtlich deutschen 
Staatsangehörigen gleichgestellt an einer ausländischen Hochschule, 
die nicht unter Buchstabe c fällt, eingeschrieben sind oder waren, 

e)  für das erste Semester zugelassen worden sind und in ein höheres 
Semester eingestuft werden können 

oder 
3.  die sonstige Gründe geltend machen. 
Die Bewerberinnen und Bewerber müssen nachweisen, dass sie über den für 
das Studium in dem höheren Semester erforderlichen Leistungsstand verfügen. 
Darüber hinaus kann die Hochschule durch Ordnung festlegen, dass 
Ortswechselnde nur für das nächsthöhere Semester zugelassen werden 
können. 
(2) Innerhalb jeder Fallgruppe des Absatzes 1 Satz 1 entscheiden die für die 
Ortswahl maßgebenden sozialen, insbesondere familiären und wirtschaftlichen 
Gründe, nächstdem das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung, letztlich 
das Los. Abweichend von Satz 1 kann die Hochschule bei Ranggleichheit ein 
Auswahlverfahren durchführen, in dem die Studienplätze nach dem Ergebnis 
bisher erbrachter Studienleistungen vergeben werden. Das Nähere regelt eine 
Ordnung. 
(3) Bietet eine Hochschule des Landes einen Studiengang nicht bis zum 
Abschluß an oder wird ein Studiengang aufgehoben, so sind die dafür 
Eingeschriebenen abweichend von Absatz 1 in diesem Studiengang oder einem 
Studiengang, der keine wesentlichen Unterschiede aufweist, an anderen 
Hochschulen in staatlicher Verantwortung vorrangig zuzulassen. 
 
§ 7 NHZG Zulassungsverfahren für weiterführende Studiengänge 
(1) Die Hochschulen regeln das Zulassungsverfahren für weiterführende 
Studiengänge und Masterstudiengänge in einer Ordnung, wenn 
Zulassungsbeschränkungen gemäß § 4 Abs. 1 erforderlich sind. Hierbei sind 
insbesondere folgende Grundsätze zu beachten: 
1.  Bei der Auswahl ist überwiegend der von der Hochschule festgestellte Grad 

der Eignung für den betreffenden Studiengang zu Grunde zu legen. 
2.  Bei der Feststellung der Eignung für Masterstudiengänge im Rahmen von 

konsekutiven Studiengängen ist insbesondere das Ergebnis der 
Bachelorprüfung und, wenn dieses noch nicht vorliegt, insbesondere eine 
anhand der bislang vorliegenden Prüfungsleistungen ermittelte 
Durchschnittsnote zu berücksichtigen. 

3.  Bei der Feststellung der Eignung für Weiterbildungsstudiengänge sind der 
Erfolg und die Dauer einer beruflichen oder ehrenamtlichen Tätigkeit, die in 
einem engen Zusammenhang mit dem gewählten Studiengang steht, 
besonders zu bewerten. 

Die Hochschule kann die Eignung ergänzend auch durch 
Motivationserhebungen in schriftlicher Form feststellen, soweit dies Bestandteil 
von Kooperationsvereinbarungen mit ausländischen Hochschulen für den 
Studiengang ist. Die Hochschule kann durch Ordnung eine Vorabquote für 
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Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung eine außergewöhnliche 
Härte bedeuten würde, einrichten. Die Hochschule kann durch Ordnung eine 
Vorabquote für ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, die nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, einrichten. Für die Geltendmachung von 
Ansprüchen auf Zulassung zum Studium außerhalb des Verfahrens der 
Studienplatzvergabe gilt § 4 Abs. 5 entsprechend. 
(2) Die Ordnung nach Absatz 1 Satz 1 bedarf der Genehmigung. 
 
§ 10 NHZG Ordnungen der Hochschule, Gebührenerhebung 
(1) Die Einzelheiten des Auswahlverfahrens, insbesondere die jeweils 
maßgebliche Höhe der Vomhundertsätze und die jeweils anzuwendenden 
gesetzlichen Auswahlkriterien, regelt die Hochschule nach Maßgabe einer 
Verordnung nach § 9 Satz 1 Nr. 1 sowie hinsichtlich der Studienplatzvergabe im 
Zentralen Vergabeverfahren auch nach Maßgabe einer Verordnung nach Artikel 
12 Abs. 1 des Staatsvertrages durch Ordnung; § 5 Abs. 3 Satz 2 bleibt 
unberührt. In der Ordnung nach Satz 1 kann eine von § 5 Abs. 9 Satz 2 
abweichende Regelung getroffen werden. 
(2) Die Hochschule kann für Verfahren der Eignungsfeststellung nach § 5 Abs. 7 
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a bis c und nach Artikel 10 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 und 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b des Staatsvertrages aufgrund und nach 
Maßgabe einer von ihr zu erlassenden Ordnung Gebühren erheben. 
 

2. Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 

 
 
 

§ 6 NHG4 Studiengänge und ihre Akkreditierung; Regelstudienzeit; 
Studienberatung 
(1) Studiengänge im Sinne dieses Gesetzes werden durch Prüfungsordnungen 
geregelt und führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss 
durch eine Hochschulprüfung oder eine staatliche oder eine kirchliche Prüfung. 
(2) Nach Maßgabe der in den Zielvereinbarungen (§ 1 Abs. 3) getroffenen 
Festlegungen richtet die Hochschule Studiengänge ein, nimmt wesentliche 
Änderungen von Studiengängen vor oder schließt sie; die Einrichtung, 
Schließung und wesentliche Änderung weiterbildender Masterstudiengänge, die 
in der Entwicklungsplanung (§ 1 Abs. 3 Satz 2) enthalten sind, sind dem 
Fachministerium anzuzeigen. Studiengänge sind nach Maßgabe des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrages vom 1./20. Juni 2017 (Nds. GVBl. S. 
290) in der jeweils geltenden Fassung und der auf seiner Grundlage erlassenen 
Verordnungen zu akkreditieren und zu reakkreditieren; Gleiches gilt für 
wesentliche Änderungen am Akkreditierungsgegenstand eines Studiengangs, 
wenn diese nicht von dessen bestehender Akkreditierung umfasst sind. Die 
Aufnahme des Studienbetriebs setzt den erfolgreichen Abschluss der 
Akkreditierung voraus. Das Fachministerium kann Ausnahmen von den Sätzen 
2 und 3 zulassen. 5In einer Zielvereinbarung können Fristen für eine erneute 
Akkreditierung oder für eine ausnahmsweise nachzuholende Akkreditierung 
eines Studiengangs bestimmt werden. Das Fachministerium ist zuständig für 
den Erlass von Verordnungen nach Artikel 4 Abs. 1 bis 5 und Artikel 16 des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrages sowie für die sonstigen sich aus dem 
Studienakkreditierungsstaatsvertrag ergebenden Aufgaben. Satz 5 gilt nicht, 
wenn die Qualitätssicherungsverfahren der Hochschule akkreditiert sind 
(Systemakkreditierung). Abweichend von Satz 1 wird ein Studiengang durch 
Verfügung des Fachministeriums geschlossen, wenn er entgegen der 
Zielvereinbarung angeboten wird. 
(3) Für jeden Studiengang ist eine Regelstudienzeit festzulegen, die 
maßgebend ist für die Gestaltung der Studiengänge und des Lehrangebots 
sowie die Ermittlung und Feststellung der Ausbildungskapazitäten. Die 
Regelstudienzeit beträgt bei Studiengängen mit dem Abschluss 
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1.  Bachelor mindestens drei und höchstens vier Jahre und 
2.  Master mindestens ein Jahr und höchstens zwei Jahre. 
Bei konsekutiven Studiengängen, die zu einem Bachelorgrad und einem darauf 
aufbauenden Mastergrad führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens 
fünf Jahre. Andere Regelstudienzeiten dürfen in besonders begründeten Fällen 
festgesetzt werden; dies gilt insbesondere für berufsbegleitende Bachelor- und 
Masterstudiengänge sowie für Studiengänge, die in besonderen Studienformen 
wie Kompakt- oder Teilzeitstudiengängen für Studierende angeboten werden. 
(4) Die Hochschulen unterstützen die Studierenden beim Erwerb einer 
internationalen Qualifikation insbesondere durch Integration und Vermittlung von 
Studienzeiten im Ausland. Im Ausland erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen werden als Studien- und Prüfungsleistungen nach Maßgabe 
eines von den Mitgliedstaaten der Europäischen Union allgemein anerkannten 
Bewertungssystems in inhaltlich vergleichbaren Studiengängen anerkannt. Für 
Absolventinnen und Absolventen eines Hochschulstudiums sind zur Vermittlung 
weiterer wissenschaftlicher oder beruflicher Qualifikationen oder zur Vertiefung 
eines Studiums postgraduale Studiengänge anzubieten; postgraduale 
Studiengänge an Universitäten und gleichgestellten Hochschulen können auch 
der Heranbildung des wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses 
dienen. Postgraduale Studiengänge, die zu einem Mastergrad führen, dauern 
höchstens zwei Jahre; Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 
(5) Die Studierenden haben einen Anspruch auf umfassende Beratung über 
Inhalte, Aufbau und Anforderungen eines Studiums. Die Hochschulen nehmen 
die Studienberatung als eigene Aufgabe wahr. 
 
§ 7 NHG Prüfungen und Leistungspunktsystem; staatliche 
Anerkennungen; Studienorientierungsverfahren 
(1) In Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von mindestens vier Jahren 
findet eine Zwischenprüfung statt. Prüfungen sollen studienbegleitend 
abgenommen werden. Die an einer anderen deutschen Hochschule in dem 
gleichen oder einem verwandten Studiengang abgelegte Vor- oder 
Zwischenprüfung wird anerkannt. 
(2) Studien- und Prüfungsleistungen sollen auf der Grundlage eines 
Leistungspunktsystems bewertet werden. Leistungspunkte werden auf gleiche 
oder verwandte Studiengänge derselben oder anderer Hochschulen ohne 
besondere Gleichwertigkeitsprüfung nach Maßgabe der Prüfungsordnung 
angerechnet. 
(3) Hochschulprüfungen werden auf der Grundlage von Prüfungsordnungen 
abgelegt. Prüfungsordnungen sind so zu gestalten, dass 
1.  die Gleichwertigkeit einander entsprechender Prüfungen und 
2.  die Anerkennung von 

a)  an anderen Hochschulen im In- und Ausland erbrachten Studien- und 
Prüfungsleistungen und 

b)  beruflich erworbenen Kompetenzen 
nach Maßgabe der Gleichwertigkeit 
gewährleistet ist. In den Prüfungsordnungen ist vorzusehen, dass Studien- und 
Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule eines Vertragsstaates des 
Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im 
Hochschulbereich in der europäischen Region vom 11. April 1997 (BGBl. 2007 II 
S. 712) erbracht wurden, anerkannt werden, wenn keine wesentlichen 
Unterschiede zu den an der Hochschule zu erbringenden entsprechenden 
Studien- und Prüfungsleistungen bestehen. Prüfungsordnungen sollen 
insbesondere Regelungen über die Verleihung und Führung von Graden und 
Titeln, die Regelstudienzeit, den Freiversuch, die Befugnis zur Abnahme von 
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Prüfungen, die Bewertung von Prüfungsleistungen und die Einstufungsprüfung 
enthalten. 5Prüfungsordnungen müssen die besonderen Belange von 
Studierenden mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen zur Wahrung 
ihrer Chancengleichheit berücksichtigen. 
(4) Prüfungsordnungen dürfen vorsehen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach 
dafür geeignet sind, in elektronischer Form und ohne Verpflichtung, persönlich 
in einem bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt 
werden können. Im Fall des Satzes 1 muss die Prüfungsordnung insbesondere 
Bestimmungen enthalten 
1.  zur Sicherung des Datenschutzes, 
2.  zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung durch die Prüflinge 

während der gesamten Prüfungsdauer, 
3.  zur eindeutigen Authentifizierung der Prüflinge, 
4.  zur Verhinderung von Täuschungshandlungen und 
5.  zum Umgang mit technischen Problemen. 
(5) Studien- und Prüfungsordnungen dürfen eine Verpflichtung der Studierenden 
zur Anwesenheit in Lehrveranstaltungen nur vorsehen, wenn diese erforderlich 
ist, um das Ziel einer Lehrveranstaltung zu erreichen. Die Hochschule darf von 
den Prüflingen eine Versicherung an Eides statt verlangen und abnehmen, 
wonach die Prüfungsleistung von ihnen selbständig und ohne unzulässige 
fremde Hilfe erbracht worden ist. Die Prüfungsordnungen können bestimmen, 
dass die Bachelor- oder die Masterprüfung oder eine sonstige Prüfung als 
endgültig nicht bestanden gilt, wenn geforderte Prüfungsleistungen nicht 
innerhalb eines vorgegebenen Zeitraums erbracht werden und die oder der 
Studierende dies zu vertreten hat oder wenn die oder der Studierende bei der 
Erbringung einer Prüfungsleistung täuscht. Studien- und Prüfungsordnungen 
können vorsehen, dass Lehrveranstaltungen und Prüfungen auch in 
Fremdsprachen durchgeführt werden können. 
(6) Die Hochschulen können studienbegleitende Prüfungen sowie Vor-, 
Zwischen- und Abschlussprüfungen für nicht eingeschriebene Personen 
(Externenprüfungen) durchführen, wenn das jeweilige Fach und die fachliche 
Prüfungskompetenz durch hauptberuflich tätige Professorinnen und Professoren 
der Hochschule vertreten sind. Sie können diese Prüfungen auch für 
Studierende durchführen, die wegen eines Auslandssemesters beurlaubt sind. 
Das Nähere regelt eine Ordnung, die der Genehmigung bedarf. 4Die Ordnung 
kann die Erhebung von Prüfungsgebühren vorsehen. 
(7) Die Hochschulen können die Einschreibung in bestimmte Studiengänge von 
der Teilnahme an einem Studienorientierungsverfahren abhängig machen. Das 
Studienorientierungsverfahren soll insbesondere dazu dienen, den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern eine Einschätzung der eigenen Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die für die getroffene Studienwahl bedeutsam sind, zu 
ermöglichen. Zudem können die Hochschulen die verpflichtende Teilnahme an 
Vor-, Ergänzungs- und Brückenkursen vorsehen, wenn sich aus dem Ergebnis 
des Studienorientierungsverfahrens weiterer Unterstützungsbedarf ergibt; das 
Ergebnis des Studienorientierungsverfahrens hat jedoch keine Auswirkungen 
auf den Hochschulzugang. Das Nähere zu Ausgestaltung und Durchführung des 
Studienorientierungsverfahrens regelt eine Ordnung. Für die Teilnahme am 
Studienorientierungsverfahren sowie an Vor-, Ergänzungs- und Brückenkursen 
werden keine Gebühren oder Entgelte erhoben. 
(8) Das Fachministerium wird ermächtigt, durch Verordnung zu bestimmen, 
dass Personen, die ein Hochschulstudium auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit, 
der Bildung und Erziehung in der Kindheit oder der Heilpädagogik 
abgeschlossen haben, von der Hochschule eine staatliche Anerkennung ihrer 
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Berufsqualifikation erhalten. In einer Verordnung nach Satz 1 können auch 
geregelt werden 
1.  das Verfahren und die örtliche Zuständigkeit für die staatliche Anerkennung, 
2.  weitere Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung, insbesondere 

eine von der Hochschule gelenkte berufspraktische Tätigkeit, das Bestehen 
einer weiteren Prüfung, Sprachkenntnisse und Zuverlässigkeit, 

3.  die Geltung entsprechender staatlicher Anerkennungen nach dem Recht 
eines anderen Landes oder Staates sowie 

4.  das Verfahren für die staatliche Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen. 

Das Niedersächsische Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz findet keine 
Anwendung mit Ausnahme der §§ 13b, 13c, 14a, 15a und 17, die für die Fälle 
des Satzes 2 Nr. 4 gelten. 
 

3. Spielräume 
Lehrveranstal-
tungsorganisa-
tion; 
fremdsprachige 
Prüfungen 

 
 
 

§ 6 NHG5 Studiengänge und ihre Akkreditierung; Regelstudienzeit; 
Studienberatung 
(1) Studiengänge im Sinne dieses Gesetzes werden durch Prüfungsordnungen 
geregelt und führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss 
durch eine Hochschulprüfung oder eine staatliche oder eine kirchliche Prüfung. 
(2) Nach Maßgabe der in den Zielvereinbarungen (§ 1 Abs. 3) getroffenen 
Festlegungen richtet die Hochschule Studiengänge ein, nimmt wesentliche 
Änderungen von Studiengängen vor oder schließt sie; die Einrichtung, 
Schließung und wesentliche Änderung weiterbildender Masterstudiengänge, die 
in der Entwicklungsplanung (§ 1 Abs. 3 Satz 2) enthalten sind, sind dem 
Fachministerium anzuzeigen. Studiengänge sind nach Maßgabe des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrages vom 1./20. Juni 2017 (Nds. GVBl. S. 
290) in der jeweils geltenden Fassung und der auf seiner Grundlage erlassenen 
Verordnungen zu akkreditieren und zu reakkreditieren; Gleiches gilt für 
wesentliche Änderungen am Akkreditierungsgegenstand eines Studiengangs, 
wenn diese nicht von dessen bestehender Akkreditierung umfasst sind. Die 
Aufnahme des Studienbetriebs setzt den erfolgreichen Abschluss der 
Akkreditierung voraus. Das Fachministerium kann Ausnahmen von den Sätzen 
2 und 3 zulassen. 5In einer Zielvereinbarung können Fristen für eine erneute 
Akkreditierung oder für eine ausnahmsweise nachzuholende Akkreditierung 
eines Studiengangs bestimmt werden. Das Fachministerium ist zuständig für 
den Erlass von Verordnungen nach Artikel 4 Abs. 1 bis 5 und Artikel 16 des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrages sowie für die sonstigen sich aus dem 
Studienakkreditierungsstaatsvertrag ergebenden Aufgaben. Satz 5 gilt nicht, 
wenn die Qualitätssicherungsverfahren der Hochschule akkreditiert sind 
(Systemakkreditierung). Abweichend von Satz 1 wird ein Studiengang durch 
Verfügung des Fachministeriums geschlossen, wenn er entgegen der 
Zielvereinbarung angeboten wird. 
(3) Für jeden Studiengang ist eine Regelstudienzeit festzulegen, die 
maßgebend ist für die Gestaltung der Studiengänge und des Lehrangebots 
sowie die Ermittlung und Feststellung der Ausbildungskapazitäten. Die 
Regelstudienzeit beträgt bei Studiengängen mit dem Abschluss 
1.  Bachelor mindestens drei und höchstens vier Jahre und 
2.  Master mindestens ein Jahr und höchstens zwei Jahre. 
Bei konsekutiven Studiengängen, die zu einem Bachelorgrad und einem darauf 
aufbauenden Mastergrad führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens 
fünf Jahre. Andere Regelstudienzeiten dürfen in besonders begründeten Fällen 
festgesetzt werden; dies gilt insbesondere für berufsbegleitende Bachelor- und 
Masterstudiengänge sowie für Studiengänge, die in besonderen Studienformen 
wie Kompakt- oder Teilzeitstudiengängen für Studierende angeboten werden. 
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(4) Die Hochschulen unterstützen die Studierenden beim Erwerb einer 
internationalen Qualifikation insbesondere durch Integration und Vermittlung von 
Studienzeiten im Ausland. Im Ausland erbrachte Studien- und 
Prüfungsleistungen werden als Studien- und Prüfungsleistungen nach Maßgabe 
eines von den Mitgliedstaaten der Europäischen Union allgemein anerkannten 
Bewertungssystems in inhaltlich vergleichbaren Studiengängen anerkannt. Für 
Absolventinnen und Absolventen eines Hochschulstudiums sind zur Vermittlung 
weiterer wissenschaftlicher oder beruflicher Qualifikationen oder zur Vertiefung 
eines Studiums postgraduale Studiengänge anzubieten; postgraduale 
Studiengänge an Universitäten und gleichgestellten Hochschulen können auch 
der Heranbildung des wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses 
dienen. Postgraduale Studiengänge, die zu einem Mastergrad führen, dauern 
höchstens zwei Jahre; Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 
(5) Die Studierenden haben einen Anspruch auf umfassende Beratung über 
Inhalte, Aufbau und Anforderungen eines Studiums. Die Hochschulen nehmen 
die Studienberatung als eigene Aufgabe wahr. 
 
§ 7 NHG Prüfungen und Leistungspunktsystem; staatliche 
Anerkennungen; Studienorientierungsverfahren 
(1) In Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von mindestens vier Jahren 
findet eine Zwischenprüfung statt. Prüfungen sollen studienbegleitend 
abgenommen werden. Die an einer anderen deutschen Hochschule in dem 
gleichen oder einem verwandten Studiengang abgelegte Vor- oder 
Zwischenprüfung wird anerkannt. 
(2) Studien- und Prüfungsleistungen sollen auf der Grundlage eines 
Leistungspunktsystems bewertet werden. Leistungspunkte werden auf gleiche 
oder verwandte Studiengänge derselben oder anderer Hochschulen ohne 
besondere Gleichwertigkeitsprüfung nach Maßgabe der Prüfungsordnung 
angerechnet. 
(3) Hochschulprüfungen werden auf der Grundlage von Prüfungsordnungen 
abgelegt. Prüfungsordnungen sind so zu gestalten, dass 
1.  die Gleichwertigkeit einander entsprechender Prüfungen und 
2.  die Anerkennung von 

a)  an anderen Hochschulen im In- und Ausland erbrachten Studien- und 
Prüfungsleistungen und 

b)  beruflich erworbenen Kompetenzen 
nach Maßgabe der Gleichwertigkeit 
gewährleistet ist. In den Prüfungsordnungen ist vorzusehen, dass Studien- und 
Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule eines Vertragsstaates des 
Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im 
Hochschulbereich in der europäischen Region vom 11. April 1997 (BGBl. 2007 II 
S. 712) erbracht wurden, anerkannt werden, wenn keine wesentlichen 
Unterschiede zu den an der Hochschule zu erbringenden entsprechenden 
Studien- und Prüfungsleistungen bestehen. Prüfungsordnungen sollen 
insbesondere Regelungen über die Verleihung und Führung von Graden und 
Titeln, die Regelstudienzeit, den Freiversuch, die Befugnis zur Abnahme von 
Prüfungen, die Bewertung von Prüfungsleistungen und die Einstufungsprüfung 
enthalten. 5Prüfungsordnungen müssen die besonderen Belange von 
Studierenden mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen zur Wahrung 
ihrer Chancengleichheit berücksichtigen. 
(4) Prüfungsordnungen dürfen vorsehen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach 
dafür geeignet sind, in elektronischer Form und ohne Verpflichtung, persönlich 
in einem bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt 
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werden können. Im Fall des Satzes 1 muss die Prüfungsordnung insbesondere 
Bestimmungen enthalten 
1.  zur Sicherung des Datenschutzes, 
2.  zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung durch die Prüflinge 

während der gesamten Prüfungsdauer, 
3.  zur eindeutigen Authentifizierung der Prüflinge, 
4.  zur Verhinderung von Täuschungshandlungen und 
5.  zum Umgang mit technischen Problemen. 
(5) Studien- und Prüfungsordnungen dürfen eine Verpflichtung der Studierenden 
zur Anwesenheit in Lehrveranstaltungen nur vorsehen, wenn diese erforderlich 
ist, um das Ziel einer Lehrveranstaltung zu erreichen. Die Hochschule darf von 
den Prüflingen eine Versicherung an Eides statt verlangen und abnehmen, 
wonach die Prüfungsleistung von ihnen selbständig und ohne unzulässige 
fremde Hilfe erbracht worden ist. Die Prüfungsordnungen können bestimmen, 
dass die Bachelor- oder die Masterprüfung oder eine sonstige Prüfung als 
endgültig nicht bestanden gilt, wenn geforderte Prüfungsleistungen nicht 
innerhalb eines vorgegebenen Zeitraums erbracht werden und die oder der 
Studierende dies zu vertreten hat oder wenn die oder der Studierende bei der 
Erbringung einer Prüfungsleistung täuscht. Studien- und Prüfungsordnungen 
können vorsehen, dass Lehrveranstaltungen und Prüfungen auch in 
Fremdsprachen durchgeführt werden können. 
(6) Die Hochschulen können studienbegleitende Prüfungen sowie Vor-, 
Zwischen- und Abschlussprüfungen für nicht eingeschriebene Personen 
(Externenprüfungen) durchführen, wenn das jeweilige Fach und die fachliche 
Prüfungskompetenz durch hauptberuflich tätige Professorinnen und Professoren 
der Hochschule vertreten sind. Sie können diese Prüfungen auch für 
Studierende durchführen, die wegen eines Auslandssemesters beurlaubt sind. 
Das Nähere regelt eine Ordnung, die der Genehmigung bedarf. 4Die Ordnung 
kann die Erhebung von Prüfungsgebühren vorsehen. 
(7) Die Hochschulen können die Einschreibung in bestimmte Studiengänge von 
der Teilnahme an einem Studienorientierungsverfahren abhängig machen. Das 
Studienorientierungsverfahren soll insbesondere dazu dienen, den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern eine Einschätzung der eigenen Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die für die getroffene Studienwahl bedeutsam sind, zu 
ermöglichen. Zudem können die Hochschulen die verpflichtende Teilnahme an 
Vor-, Ergänzungs- und Brückenkursen vorsehen, wenn sich aus dem Ergebnis 
des Studienorientierungsverfahrens weiterer Unterstützungsbedarf ergibt; das 
Ergebnis des Studienorientierungsverfahrens hat jedoch keine Auswirkungen 
auf den Hochschulzugang. Das Nähere zu Ausgestaltung und Durchführung des 
Studienorientierungsverfahrens regelt eine Ordnung. Für die Teilnahme am 
Studienorientierungsverfahren sowie an Vor-, Ergänzungs- und Brückenkursen 
werden keine Gebühren oder Entgelte erhoben. 
(8) Das Fachministerium wird ermächtigt, durch Verordnung zu bestimmen, 
dass Personen, die ein Hochschulstudium auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit, 
der Bildung und Erziehung in der Kindheit oder der Heilpädagogik 
abgeschlossen haben, von der Hochschule eine staatliche Anerkennung ihrer 
Berufsqualifikation erhalten. In einer Verordnung nach Satz 1 können auch 
geregelt werden 
1.  das Verfahren und die örtliche Zuständigkeit für die staatliche Anerkennung, 
2.  weitere Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung, insbesondere 

eine von der Hochschule gelenkte berufspraktische Tätigkeit, das Bestehen 
einer weiteren Prüfung, Sprachkenntnisse und Zuverlässigkeit, 

3.  die Geltung entsprechender staatlicher Anerkennungen nach dem Recht 
eines anderen Landes oder Staates sowie 
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4.  das Verfahren für die staatliche Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen. 

Das Niedersächsische Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz findet keine 
Anwendung mit Ausnahme der §§ 13b, 13c, 14a, 15a und 17, die für die Fälle 
des Satzes 2 Nr. 4 gelten. 
 
§ 8 NHG Inländische Grade 
(1) Aufgrund einer Hochschulprüfung, mit der ein erster berufsqualifizierender 
Abschluss erworben wird, verleiht die Hochschule einen Bachelorgrad. Aufgrund 
einer Hochschulprüfung, mit der ein weiterer berufsqualifizierender Abschluss 
erworben wird, verleiht die Hochschule einen Mastergrad. 
(2) Für berufsqualifizierende Abschlüsse in künstlerischen Studiengängen oder 
in Studiengängen, die in Kooperation mit einer ausländischen Hochschule 
durchgeführt werden, können die Hochschulen andere als die in Absatz 1 
genannten Grade verleihen. In Studiengängen, die in Kooperation mit einer 
ausländischen Hochschule durchgeführt werden, können diese anderen Grade 
auch zusätzlich verliehen werden. 
 

Anmerkungen Zeile 1: 
 Immatrikulationsvoraussetzungen vollständig 
 Regelungen mit besonderem Bezug zu ausländischen 

Studierenden/Studierenden an ausländischen Hochschulen bzw. mit dem 
Fokus Sprache durch (nur hier eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) 
Unterstreichungen hervorgehoben 

 Regelungen zu Zulassungs-/Eignungsfeststellungsprüfungen durch (nur hier 
eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) doppelte Unterstreichungen 
hervorgehoben  


